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Anatomie d. außenpolitischen Denkens Trumps

MAGA

≠ Multilateralismus

Deal 
Transactionalism

Marktlogik in internationalen Beziehungen

Verantwortung einer 
Großmacht für Frieden & 
Stabilität d. 
internationalen Systems

„Ich glaube mit jeder Faser 
meines Wesens an den 

amerikanischen Exzeptionalismus.“ 
Barack Obama, 2014 in Westpoint

„Es gibt kein Land das besser
 geeignet wäre mit Stärke 
       und Entschiedenheit zu 
             führen als die 
                Vereinigten Staaten 
                       von Amerika.“ 

National Security 
Strategy. 

October 2022. Totaler Völkerrechtsnihilismus



Logik des Deals
Das Unmögliche Verlangen, um das Mögliche zu erreichen

.

Bluff & Unkalkulierbarkeit als Methode
.

Verunsicherung des Gegenübers

Verunsicherung & Instabilität 
im gesamten internationalen System



Ausdehnung der Kampfzone

Grönland/Kanada Klimawandel Arktis eisfrei

Militärstrategische Bedeutung

Rohstoffe 
(u.a. für Energiewende)

Logistik 



Offene Fragen für Deal mit Russland

Zum Tango braucht es zwei Tänzer   ➔   russische Interessenlage   

Kräfteverhältnisse in einigen Monaten?   

Was wird aus Sanktionen?

Was wird aus Raketenstationierung & Rüstungskontrolle?



Mögliche Grenzen für Trump
1. Handelskrieg schadet US-Wirtschaft & Makes America Smaller Again

2. Es gelingt nicht, die Inflation substantiell zu reduzieren

3. Widersprüche im Trump-Lager

4. Verlust der Mehrheit im Kongress wg. Nachwahlen & Midterm-Wahlen

5. Eskalation mit Russland und/oder China, Iran nicht völlig ausgeschlossen 

Aber: auch Erfolge möglich



Trump & die EU

Grönland = dänisch = EU-Mitglied. Ein bündnispolitischer Hammer!   

Drohung Einfuhrzölle von 10% - 20%

Bei Ukraine-Deal mit Russland - EU allein zu Haus!

Drohung 60% Zölle für chinesisch Importe führt zu Umleitung in EU

Transatlantischer Kulturkampf – Musk - Neue Rechte etc.



Reaktion der Herrschenden in EU

Adieu „strategische Autonomie“. Es fehlen dafür:   - Zeit
                    - Machtressourcen   
          - Handlungsfähigkeit

Arrangement & Anpassung
Kaja Kallas:
„Die Vereinigten Staaten sind unser wichtigster 
Verbündeter. Wir müssen mit ihnen zusammenarbeiten
                                 Interview in: Le Monde 10.1. 2025, S.2.
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In Berlin und selbst an deutschen
Lehrstühlen wird gerne erzählt,
die Kernkraft wäre auf der ganzen

Welt auf dem absteigenden ast. Spä-
testens die neuen Zahlen der interna-
tionalen energieagentur belegen, dass
das gegenteil wahr ist. Vielmehr ist
Deutschland im Kreis der führenden
industrienationen mit seinem atom-
ausstieg zunehmend isoliert. Ob in
amerika, Japan, Frankreich oder vor
allem China – auf breiter Front erlebt
die Kerntechnik eine neubewertung
oder sind Bauprojekte imgange. Kein
Wunder: Der rechenzentrenboom
und die elektrifizierung von Verkehr,
industrie und Heizsystemen lassen
den Stromverbrauch durch die Decke
gehen, und selten ist eine Vollversor-
gung aus regenerativen Quellen als-
bald möglich oder wirtschaftlich. Da-
mit ist nicht gesagt, dass auch die Zahl
der reaktorbauten nun durch die De-
cke geht. Zweifel bleiben, sowohl was
den Zeit- als auch den Kostenrahmen
angeht. Doch anders als die ach so
günstigen Quellen Wind und Sonne
liefert die Kernkraft nun mal rund um
die uhr sauberen Strom. Das kapiert
manch einer in Berlin erst jetzt, wo die
deutschen reaktoren vom netz sind.

M ancher grillt auch noch im
Winter. „grillen“ nennt
man in Berlin die scho-

nungslose Befragung von Politikern.
So hatte sich die Opposition die Zeu-
genvernehmung von fünf Kabinetts-
mitgliedern an den beiden letzten ta-
gen des atomausschusses gedacht.
Doch daraus wurde nichts. Die auf-
tritte vonex-Finanzminister Christian
Lindner (FDP), Kanzleramtschef
Wolfgang Schmidt (SPD) sowie der
grünen umwelt- und Wirtschaftsmi-
nister, Steffi Lemke und robert Ha-
beck, förderten zwar Hinweise, aber
keine handfesten Beweise dafür zuta-
ge, dass beim atomausstieg in der
energiekrise ideologisch gemauschelt
wurde. auch vom „letzten Zeugen“,
Kanzler Olaf Scholz (SPD), wird nicht
viel erwartet. Dennoch war es richtig,
der Sache auf dengrund zu gehen und
klarzustellen, dass das Parlament sei-
ne Wächterfunktion ernst nimmt. an-
ders als von der union erhofft, wur-
den die Kanzlerkandidaten Habeck
und Scholz nicht beschädigt. aber das
darf auch nicht das Ziel von untersu-
chungsausschüssen sein. grillen ist
kein Selbstzweck, sondern muss der
transparenz und Wahrheit dienen.

Von Christian Geinitz

Kalter Grill
Von Niklas Záboji

Isoliert

Für die Deutsche Lufthansa ist
der endlich geglückte einstieg
bei der italienischen Fluggesell-

schaft ita ein erfolg. Der Konzern,
der auf dem deutschen Heimatmarkt
mit allerlei Schwierigkeiten, hohen
abgaben und murrenden Stammkun-
den zu kämpfen hat, erschließt sich
eine Wachstumsperspektive. italien
war lange ein Ziel großer Hoffnungen,
doch ein Versuch mit der tochterge-
sellschaft Lufthansa italia endete im
vergangenen Jahrzehnt verlustreich.
Diesmal sollte es besser laufen.
Die transaktion lässt aufhorchen.

Der umsatzstärkste Flugkonzern
europas tätigt einen Zukauf, der ge-
messen an der Zahl der Flugzeuge so-
gar der größte seiner geschichte ist.
Sorgen, ob danach noch genug Wett-
bewerb und erschwingliche tickets für
reisende bleiben, sind verständlich.
allerdings ist italien wegen des langen
Siechtums der traditionsairline alita-
lia längst ein Hort der Billigflieger ge-
worden, die nicht abdrehen werden.
aufmittleren Streckenwird Lufthansa
diese Konkurrenz spüren – aber ihrem
Langstreckennetz können reisende
aus und nach italien willkommenen
Schub geben.
Ohne die Wettbewerbsauflagen der

eu-Kommissionwäre die transaktion
allerdings kaum genehmigungsfähig
gewesen. Schließlich gilt es, auch die
Vorteile starken Wettbewerbs für die
Kunden zu wahren. Doch ist es richtig
und wichtig, dass solch eine Übernah-
me möglich bleibt. teile europas ha-
ben gerade schmerzhaft gelernt, was
es bedeutet, etwa in der energiever-
sorgung von anderen abhängig zu
sein. in der Luftfahrt besteht diese ab-
hängigkeit noch nicht. Lufthansa ist
global die nummer vier, hinter drei
uS-gesellschaften. Chinesen wach-
sen aber schnell, und gesellschaften
wie emirates, Qatar airways und tur-
kish airlines sind seit Jahren dabei,
Marktanteile abzugraben. Ließe man
Übernahmen in europas Luftfahrt aus
Wettbewerbsgründen nicht zu, gerie-
ten vom export abhängige Volkswirt-
schaften in die missliche Lage, in ihrer
internationalen Vernetzung zuneh-
mend auf die Streckenplanung nicht
heimischer airlines angewiesen zu
sein. Dieses patriotische argument
wiegt angesichts wachsender politi-
scher instrumentalisierung offener
Märkte leider schwerer als bisher,
auch wenn es Freihändler schmerzt.
Das Zusammenrücken mit ita ist

daher ein guter Schritt für Lufthansa
und bietet auch Chancen für die eu.
Denn der Binnenmarkt wurde auch
geschaffen, um hiesigen unterneh-
men größere Wachstumschancen zu
geben. Das gilt auch für die Luftfahrt.
Historisch trifft diese Branche ohne-
hin eine Besonderheit: Verkehrsrechte

Von Timo Kotowski

Guter Schritt für Lufthansa und für Europa

sind vielfach daran geknüpft, dass
eine Fluggesellschaft mehrheitlich
eigentümern gehört, die an ihrem
Startpunkt heimisch sind. Selbst wenn
Lufthansa wollte, könnte sie nicht völ-
lig frei in asien, Südamerika oder af-
rika zukaufen. Das Zusammenwach-
sen europas brachte zumindest in der
eu erleichterungen. Ohne diese
Wendung wäre auch das Wachstum
der Billigflieger wie ryanair nicht in
der erfolgten Weise möglich gewesen.
Dem Wettbewerb hat das gutgetan.
auch Lufthansa, air France oder ibe-
ria profitierten, da eine Konsolidie-
rung für sie leichter wurde. andern-
falls wäre die eu ein kleinstaatlicher

raum mit vielen kleinen Fluggesell-
schaften geblieben, die sich interna-
tional wirtschaftlich schwertun.
Lufthansa wird in italien allerdings

noch genügend arbeit damit haben,
die vom Vorstandsvorsitzenden Cars-
ten Spohr ausgegebenen gewinnziele
zu erreichen. Die erfüllte ita allein
bislang nicht, der dauersieche Vorgän-
ger alitalia erst recht nicht. und die
zähen Schlussverhandlungen lassen
ahnen, dass Lufthansa mit dem italie-
nischen Staat einen nicht immer ein-
fachen Partner an der Seite hat.
Doch dem Konzern bleiben nur Zu-

käufe, wenn er an der Weltspitze mit-
halten will. Die deutsche Luftfahrt hat
zuletzt viel über widrige rahmenbe-
dingungen, hohe Steuern und gebüh-
ren hierzulande geklagt, die das Ver-
kehrsaufkommen unter dem Vor-Co-
rona-niveau halten. aber auch ohne
diese abgabenlast wären keine gigan-
tischen Wachstumssprünge mehr
möglich, wenn man dafür nur auf hei-
mische Kunden setzen müsste.
Die ita-Übernahme ist keine

Flucht vor hohen deutschen abgaben.
es geht weniger darum, Passagierströ-
me über rom zu lenken, um weniger
an den deutschen Fiskus zu zahlen.
Vielmehr verbreitert die Übernahme
eines zusätzlichen Marktes die Kun-
denbasis. Die europäische Bilanz lau-
tet: eine italienische Marke bleibt im
globalen Wettbewerb erhalten, wenn
auch unter dem Dach eines deutschen
Konzerns. Diese europäische Perspek-
tive gilt es stärker zu gewichten, zumal
mit taP aus Portugal sowie air Baltic
aus Lettland die nächsten Kandidaten
für eine Konsolidierung bereitstehen
und auf investoren hoffen, die auch
die erlaubnis zum einstieg erhalten.

es ist richtig und wichtig,
dass eine Übernahme wie
bei ita durch Lufthansa
möglich bleibt.

stanford-ÖKonom im gEspräch

Hanno Lustig erklärt, warum
uS-Staatsanleihen zum
Problem werden können.
Wirtschaft, Seite 19

KaufEn odEr VErKaufEn

ein Makler verrät, was
eigentümer und Hauskäufer
aktuell beachten sollten.
Immobilien, Seite 20

Es hat sich ausgEtuppErt

Letzte Bestellungen werden
noch ausgeliefert. Dann ist
tupperware geschichte.
Unternehmen, Seite 22

N ach zwei Schrumpfungsjahren
ist die Sorge um die deutsche
Wirtschaft unter den Füh-
rungsspitzen des Landes wie-

der so groß wie zuletzt nach ausbruch
der Pandemie oder zu Beginn der Fi-
nanzkrise 2008. Mit einer wirtschaftli-
chen erholung rechnen die meisten frü-
hestens für das kommende Jahr, enorme
Hoffnungen verbinden sie mit einem re-
gierungswechsel hin zu einer von der
union geführten Koalition. Das zeigt das
neue elite-Panel, für das die Meinungs-
forscher aus allensbach im auftrag der
F.a.Z. und der Zeitschrift „Capital“ wie-
der 500 der ranghöchsten Führungskräf-
te aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung
telefonisch befragt haben.
Danach sind 85 Prozent der Befragten

stark oder sehr stark beunruhigt über
die ökonomische Lage insgesamt. noch
größer ist ihre Sorge über die schwierige
Lage der deutschen autoindustrie, die
mit der transformation zur elektromo-
bilität schwer zu kämpfen hat und we-
gen vieler gefährdeter arbeitsplätze öf-
fentlich besonders im Blick steht. Vier
von fünf Führungsspitzen des elite-Pa-
nels rechnen mit einer langfristigen
Schrumpfung der Branche. Mehr als die
Hälfte hält Subventionen für nötig, da-
mit elektroautos in der Bevölkerung ak-
zeptiert werden.
als wichtigste ursache für die einbu-

ßen an wirtschaftlicher Wettbewerbsfä-
higkeit rangieren für die entscheider
„politische Maßnahmen“ – weit vor
mangelnder innovationskraft, arbeits-
kräftemangel oder Schwächen der Wirt-
schaftsstruktur. entsprechend schlecht
fällt das Zeugnis für den grünen Bun-
deswirtschafts- und -klimaminister aus:
nicht einmal jeder fünfte Befragte fin-
det, dass robert Habeck in den vergan-
genen drei Jahren gute arbeit geleistet
hat. Diese einschätzung erklärt, warum
die überwältigende Mehrheit des Panels
die vorgezogene Bundestagswahl am 23.
Februar mit Hoffnungen verknüpft: 85
Prozent der Führungsspitzen glauben,
dass sich durch einen regierungswech-
sel die Chancen auf eine wirtschaftliche
erholung verbessern werden. in der Be-
völkerung erwartet das zwar nur knapp
die Hälfte, aber auch dies sei ein bemer-

kaners Donald trump wird heiß und
überwiegend kritisch diskutiert. Kein
Wunder: trump droht mit hohen Zöllen,
fordert mehr als eine Verdoppelung der
Verteidigungsausgaben der nato-Länder
und attackiert die Klimapolitik heftig.
auch im elite-Panel gibt es weniger
Hoffnung als zu Beginn der ersten Präsi-
dentschaft, dass sich trump mäßigen
werde. Dennoch mahnen die Führungs-
spitzen zu weniger „trump-Bashing“ in
Deutschland. Vor allem die befragten
unternehmer und Manager, aber auch
die Hälfte der Politiker sind der ansicht,
es werde hierzulande zu viel Kritik an
trump geübt. Man solle sich lieber darauf
konzentrieren, mit der neuen uS-regie-
rung gut auszukommen.
Der rat zu mehr gelassenheit speist

sich aus der erwartung, dass in der neuen
trump-regierung – bei allen risiken –
„auch Chancen“ liegen. Mit 64 Prozent ist
der Optimismus unter den eliten zehn
Punkte größer als zu Beginn der ersten
trump-regierung. Fast die Hälfte der
entscheider glaubt diesmal, zumindest
die amerikanische Wirtschaft könne von
trump auch profitieren. Der deutschen
Wirtschaft werde trump zwar schaden,
aber wohl nicht sehr stark, lautet der te-
nor. So befürchten 30 Prozent der befrag-
ten Manager zwar negative Folgen für ihr
unternehmen durch mögliche Zölle, al-
lerdings nur 14 Prozent „starke auswir-
kungen“. immerhin 44 Prozent der Wirt-
schaftsspitzen trauen dem tech-Milliar-
där elon Musk, trump-Beauftragter für
den abbau von Bürokratie, zu, dass ihm
diese aufgabe gelingt. und bemerkens-
wert zuversichtlich zeigen sich die Füh-
rungsspitzen alles in allem, dass die deut-
sche Wirtschaft trotz der weltweit nicht
nur durch trump zunehmenden Handels-
konflikte erfolgreich bleiben kann. Vier
von fünf entscheidern bauen auf die Stär-
ke der deutschen unternehmen.
Das elite-Panel ist die am prominentes-

ten besetzte umfrage europas. Diesmal
waren unter den 500 vom institut für De-
moskopie allensbach im auftrag von
F.a.Z. und „Capital“ kurz vor dem Jahres-
wechsel befragten entscheidern 334 Vor-
stände, geschäftsführer und unterneh-
mer, 116 Spitzenpolitiker und 50 Spitzen-
beamte. (Weitere Beiträge Seite 19.)

kenswert hoher Wert, sagt allensbach-
Chefin renate Köcher. Denn viele Bür-
ger trauten sich kein urteil zu.

Hoher Erwartungsdruck
auf der Union

Die Meinungsforscherin verweist auf den
„ungeheuren erwartungsdruck“, der sich
damit auf die union und ihren Kanzler-
kandidaten Friedrich Merz aufbaut. in
Merz sah die Mehrheit der Wirtschafts-
entscheider schon in der umfrage im
Sommer 2024 einen geeigneteren Kanz-
ler als amtsinhaber Olaf Scholz (SPD).
Mittlerweile favorisieren ihn nicht nur
die Wirtschaftsspitzen fast einmütig,
auch rund die Hälfte der politischen eli-
ten des Panels würde den Herausforderer
Merz dem noch regierenden Kanzler
Scholz vorziehen. Dass die union an der
nächsten Bundesregierung beteiligt sein
soll, wünschen sich überdies 80 Prozent
des elite-Panels.

Wirtschaft träumt weiter
von Schwarz-Gelb

in der Wunschliste der Parteien, die nach
der Wahl mitregieren sollten, hält die FDP
mit 30 Prozent den zweiten Platz vor grü-
nen (19) und SPD (18). Damit sei die
unterstützung für die FDP jedoch nicht
mehr so groß wie sonst unter den ent-
scheidern, erläutert Köcher. Denn das eli-
te-Panel besteht zu rund zwei Dritteln aus
unternehmern und Spitzenmanagern, die
traditionell eher der FDP zuneigen. Daher
sagen auch jetzt 63 Prozent der Befragten,
ihnen sei es wichtig, dass die FDP, die ak-
tuell in umfragen meist unter vier Prozent
liegt, wenigstens wieder in den Bundestag
komme. Die Wunschkoalition der Wirt-
schaft wäre, wenig verwunderlich,
Schwarz-gelb, mit größerem abstand
folgt Schwarz-grün noch vor der rück-
kehr einer großen Koalition.
Die politischen entscheider würden

dagegen eine große Koalition bevorzu-
gen, allerdings rangiert auch diese nur
knapp vor den anderen beiden Kombina-
tionen. „Die FDP ist in teilen schon ab-
geschrieben“, befürchtet Köcher. Das
Problem liege darin, dass fast das gesam-
te Potential der FDP gleichzeitig den

unionsparteien gehöre. Die hohe Über-
deckung bedeutet, dass beide im selben
Wählerfeld schöpfen. Mit Blick auf die
Schwäche der FDP halten es daher fast
90 Prozent der entscheider für unver-
nünftig, eine Koalition zwischen union
und grünen auszuschließen, wie CSu-
Chef Markus Söder vehement fordert.
in den Chefetagen verspricht man

sich von einem regierungswechsel ein
Programm zur Stärkung der Wirtschaft.
allem voran sollte Bürokratie abgebaut
werden (86), gefolgt von einer umfas-
senden Steuerreform (59), dem abbau
von Lohnnebenkosten (50) und einer
ausweitung der arbeitszeit (37). eine
rasche Verbesserung der rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft hält die große
Mehrheit des Panels tatsächlich für
möglich, auch wenn die Skepsis gerade
mit Blick auf schnelle Fortschritte bei
dem als besonders wichtig erachteten
abbau von Bürokratie groß bleibt.
Die ampelkoalition ist letztlich am

Streit über den Bundeshaushalt geschei-
tert. SPD undgrüne wollten die Schulden-
bremse lockern, ummehrgeld für Subven-
tionen, infrastruktur und Verteidigung zu
bekommen, ohne dafür abstriche an der
Sozialpolitik zu machen. Die FDP hat die
Schuldenbremse hart verteidigt und gefor-
dert, aufgaben nach Dringlichkeit und an-
gepasst an das finanziell Machbare zu erle-
digen. Die Debatte, ob die Schuldenbrem-
se einer guten Zukunft des Landes imWeg
steht, birgt im Wahlkampf weiter Zünd-
stoff. Bisher schließt auch die union eine
aufweichung der Schuldenbremse aus.
Dennoch stützen die von allensbach be-
fragten entscheider hier mehrheitlich die
Position von SPD und grünen: eine re-
form der Schuldenbremse halten zwei
Drittel des Panels für notwendig. eine hö-
here Verschuldung sollte aus ihrer Sicht
aber vor allem zurModernisierung der inf-
rastruktur und zur Stärkung der Verteidi-
gungsfähigkeit ermöglicht werden.

Eliten fordern weniger
„Trump-Bashing“

Für große unruhe sorgt auch im deut-
schen Wahlkampf der Montag bevorste-
hende Machtwechsel im Weißen Haus.
Die zweite Präsidentschaft des republi-

Höchst beunruhigt durch die Wirtschaftslage setzen die Führungsspitzen
auf Kanzlerkandidat Merz und die union. ein regierungswechsel werde die
aufschwungchancen verbessern. Mit trumps amtsantritt verbinden sie

mehrheitlich auch Chancen. Das neue elite-Panel.
Von Heike Göbel, Frankfurt

Eliten hoffen auf
Regierungswechsel

Wie sehr beunruhigt Sie die derzeitige
wirtschaftliche Lage?
Wie sehr beunruhigt Sie die derzeitige
wirtschaftliche Lage?

Wie beurteilen Sie die Bilanz von
Robert Habeck als Wirtschaftsminister?
Wie beurteilen Sie die Bilanz von
Robert Habeck als Wirtschaftsminister?

Verbinden Sie mit der (erneuten)
Präsidentschaft Trumps auch Chancen?
Verbinden Sie mit der (erneuten)
Präsidentschaft Trumps auch Chancen?

Wen würden Sie als Bundeskanzler vor-
ziehen: Olaf Scholz oder Friedrich Merz?
Wen würden Sie als Bundeskanzler vor-
ziehen: Olaf Scholz oder Friedrich Merz?

Teilen sie die Ansicht, dass in Deutschland
zu viel Kritik an Trump geübt wird?
Teilen sie die Ansicht, dass in Deutschland
zu viel Kritik an Trump geübt wird?

Die neue Regierung steht ja vor großen Herausforderungen. In welchen Bereichen
lassen sich unter einer neuen Regierung rasch Fortschritte erzielen?
Die neue Regierung steht ja vor großen Herausforderungen. In welchen Bereichen
lassen sich unter einer neuen Regierung rasch Fortschritte erzielen?

Welche Koalition wünschen Sie sich
für die nächste Legislaturperiode?
Welche Koalition wünschen Sie sich
für die nächste Legislaturperiode?

Repräsentative Befragung (zwischen dem 27.11. und dem 20.12.2024) von 500 Führungsspitzen aus Wirtschaft (67 Prozent), Politik (23 Prozent) und Verwaltung (10 Prozent); darunter: 92 Vorstände von Unternehmen mit mehr als 20.000 Beschäftigten, 20 Minister und
Ministerpräsidenten und 30 Leiter von Bundes- und Landesbehörden. Angaben gerundet; z.T. Rest zu 100 Prozent: weiß nicht, keine Angaben, Sonstige. Quelle: F.A.Z.-Capital-Elite-Panel / Institut für Demoskopie Allensbach/Fotos dpa/ F.A.Z.-Grafik Brocker

Friedrich Merz

Olaf Scholz

Unentschieden

Donald Trump

Sollte man an der Schuldenbremse
festhalten oder sie reformieren?
Sollte man an der Schuldenbremse
festhalten oder sie reformieren?

Glauben Sie, dass sich durch einen
Regierungswechsel die Chancen auf
eine wirtschaftliche Erholung verbessern?

Glauben Sie, dass sich durch einen
Regierungswechsel die Chancen auf
eine wirtschaftliche Erholung verbessern?

Dürfte es unter Trump zu einem raschen
Ende des Ukrainekriegs kommen?
Dürfte es unter Trump zu einem raschen
Ende des Ukrainekriegs kommen?

Wie wird sich die Präsidentschaft
Trumps auf die Wirtschaft auswirken?
Wie wird sich die Präsidentschaft
Trumps auf die Wirtschaft auswirken?

Anteil „(sehr) stark“ in Prozent

Nur schwer möglich
22

42
47

60
66

83

Verbesserung der Rahmenbedingungen
für die deutsche Wirtschaft

Bessere Steuerung der Migration
Stärkung der Verteidigungsfähigkeit

Abbau von Bürokratie
Bekämpfung des Arbeitskräftemangels

Im Bildungsbereich
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Rasche Fortschritte

Auch Chancen
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2016Amerikanische Wirtschaft
wird Schaden nehmen
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wird profitieren
.....................35
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Deutsche Wirtschaft

1

Weniger
gute Arbeit

Gute Arbeit

Sehr gute
Arbeit

Gar keine
gute Arbeit

Unentschieden
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In Berlin und selbst an deutschen
Lehrstühlen wird gerne erzählt,
die Kernkraft wäre auf der ganzen

Welt auf dem absteigenden ast. Spä-
testens die neuen Zahlen der interna-
tionalen energieagentur belegen, dass
das gegenteil wahr ist. Vielmehr ist
Deutschland im Kreis der führenden
industrienationen mit seinem atom-
ausstieg zunehmend isoliert. Ob in
amerika, Japan, Frankreich oder vor
allem China – auf breiter Front erlebt
die Kerntechnik eine neubewertung
oder sind Bauprojekte imgange. Kein
Wunder: Der rechenzentrenboom
und die elektrifizierung von Verkehr,
industrie und Heizsystemen lassen
den Stromverbrauch durch die Decke
gehen, und selten ist eine Vollversor-
gung aus regenerativen Quellen als-
bald möglich oder wirtschaftlich. Da-
mit ist nicht gesagt, dass auch die Zahl
der reaktorbauten nun durch die De-
cke geht. Zweifel bleiben, sowohl was
den Zeit- als auch den Kostenrahmen
angeht. Doch anders als die ach so
günstigen Quellen Wind und Sonne
liefert die Kernkraft nun mal rund um
die uhr sauberen Strom. Das kapiert
manch einer in Berlin erst jetzt, wo die
deutschen reaktoren vom netz sind.

M ancher grillt auch noch im
Winter. „grillen“ nennt
man in Berlin die scho-

nungslose Befragung von Politikern.
So hatte sich die Opposition die Zeu-
genvernehmung von fünf Kabinetts-
mitgliedern an den beiden letzten ta-
gen des atomausschusses gedacht.
Doch daraus wurde nichts. Die auf-
tritte vonex-Finanzminister Christian
Lindner (FDP), Kanzleramtschef
Wolfgang Schmidt (SPD) sowie der
grünen umwelt- und Wirtschaftsmi-
nister, Steffi Lemke und robert Ha-
beck, förderten zwar Hinweise, aber
keine handfesten Beweise dafür zuta-
ge, dass beim atomausstieg in der
energiekrise ideologisch gemauschelt
wurde. auch vom „letzten Zeugen“,
Kanzler Olaf Scholz (SPD), wird nicht
viel erwartet. Dennoch war es richtig,
der Sache auf dengrund zu gehen und
klarzustellen, dass das Parlament sei-
ne Wächterfunktion ernst nimmt. an-
ders als von der union erhofft, wur-
den die Kanzlerkandidaten Habeck
und Scholz nicht beschädigt. aber das
darf auch nicht das Ziel von untersu-
chungsausschüssen sein. grillen ist
kein Selbstzweck, sondern muss der
transparenz und Wahrheit dienen.

Von Christian Geinitz

Kalter Grill
Von Niklas Záboji

Isoliert

Für die Deutsche Lufthansa ist
der endlich geglückte einstieg
bei der italienischen Fluggesell-

schaft ita ein erfolg. Der Konzern,
der auf dem deutschen Heimatmarkt
mit allerlei Schwierigkeiten, hohen
abgaben und murrenden Stammkun-
den zu kämpfen hat, erschließt sich
eine Wachstumsperspektive. italien
war lange ein Ziel großer Hoffnungen,
doch ein Versuch mit der tochterge-
sellschaft Lufthansa italia endete im
vergangenen Jahrzehnt verlustreich.
Diesmal sollte es besser laufen.
Die transaktion lässt aufhorchen.

Der umsatzstärkste Flugkonzern
europas tätigt einen Zukauf, der ge-
messen an der Zahl der Flugzeuge so-
gar der größte seiner geschichte ist.
Sorgen, ob danach noch genug Wett-
bewerb und erschwingliche tickets für
reisende bleiben, sind verständlich.
allerdings ist italien wegen des langen
Siechtums der traditionsairline alita-
lia längst ein Hort der Billigflieger ge-
worden, die nicht abdrehen werden.
aufmittleren Streckenwird Lufthansa
diese Konkurrenz spüren – aber ihrem
Langstreckennetz können reisende
aus und nach italien willkommenen
Schub geben.
Ohne die Wettbewerbsauflagen der

eu-Kommissionwäre die transaktion
allerdings kaum genehmigungsfähig
gewesen. Schließlich gilt es, auch die
Vorteile starken Wettbewerbs für die
Kunden zu wahren. Doch ist es richtig
und wichtig, dass solch eine Übernah-
me möglich bleibt. teile europas ha-
ben gerade schmerzhaft gelernt, was
es bedeutet, etwa in der energiever-
sorgung von anderen abhängig zu
sein. in der Luftfahrt besteht diese ab-
hängigkeit noch nicht. Lufthansa ist
global die nummer vier, hinter drei
uS-gesellschaften. Chinesen wach-
sen aber schnell, und gesellschaften
wie emirates, Qatar airways und tur-
kish airlines sind seit Jahren dabei,
Marktanteile abzugraben. Ließe man
Übernahmen in europas Luftfahrt aus
Wettbewerbsgründen nicht zu, gerie-
ten vom export abhängige Volkswirt-
schaften in die missliche Lage, in ihrer
internationalen Vernetzung zuneh-
mend auf die Streckenplanung nicht
heimischer airlines angewiesen zu
sein. Dieses patriotische argument
wiegt angesichts wachsender politi-
scher instrumentalisierung offener
Märkte leider schwerer als bisher,
auch wenn es Freihändler schmerzt.
Das Zusammenrücken mit ita ist

daher ein guter Schritt für Lufthansa
und bietet auch Chancen für die eu.
Denn der Binnenmarkt wurde auch
geschaffen, um hiesigen unterneh-
men größere Wachstumschancen zu
geben. Das gilt auch für die Luftfahrt.
Historisch trifft diese Branche ohne-
hin eine Besonderheit: Verkehrsrechte

Von Timo Kotowski

Guter Schritt für Lufthansa und für Europa

sind vielfach daran geknüpft, dass
eine Fluggesellschaft mehrheitlich
eigentümern gehört, die an ihrem
Startpunkt heimisch sind. Selbst wenn
Lufthansa wollte, könnte sie nicht völ-
lig frei in asien, Südamerika oder af-
rika zukaufen. Das Zusammenwach-
sen europas brachte zumindest in der
eu erleichterungen. Ohne diese
Wendung wäre auch das Wachstum
der Billigflieger wie ryanair nicht in
der erfolgten Weise möglich gewesen.
Dem Wettbewerb hat das gutgetan.
auch Lufthansa, air France oder ibe-
ria profitierten, da eine Konsolidie-
rung für sie leichter wurde. andern-
falls wäre die eu ein kleinstaatlicher

raum mit vielen kleinen Fluggesell-
schaften geblieben, die sich interna-
tional wirtschaftlich schwertun.
Lufthansa wird in italien allerdings

noch genügend arbeit damit haben,
die vom Vorstandsvorsitzenden Cars-
ten Spohr ausgegebenen gewinnziele
zu erreichen. Die erfüllte ita allein
bislang nicht, der dauersieche Vorgän-
ger alitalia erst recht nicht. und die
zähen Schlussverhandlungen lassen
ahnen, dass Lufthansa mit dem italie-
nischen Staat einen nicht immer ein-
fachen Partner an der Seite hat.
Doch dem Konzern bleiben nur Zu-

käufe, wenn er an der Weltspitze mit-
halten will. Die deutsche Luftfahrt hat
zuletzt viel über widrige rahmenbe-
dingungen, hohe Steuern und gebüh-
ren hierzulande geklagt, die das Ver-
kehrsaufkommen unter dem Vor-Co-
rona-niveau halten. aber auch ohne
diese abgabenlast wären keine gigan-
tischen Wachstumssprünge mehr
möglich, wenn man dafür nur auf hei-
mische Kunden setzen müsste.
Die ita-Übernahme ist keine

Flucht vor hohen deutschen abgaben.
es geht weniger darum, Passagierströ-
me über rom zu lenken, um weniger
an den deutschen Fiskus zu zahlen.
Vielmehr verbreitert die Übernahme
eines zusätzlichen Marktes die Kun-
denbasis. Die europäische Bilanz lau-
tet: eine italienische Marke bleibt im
globalen Wettbewerb erhalten, wenn
auch unter dem Dach eines deutschen
Konzerns. Diese europäische Perspek-
tive gilt es stärker zu gewichten, zumal
mit taP aus Portugal sowie air Baltic
aus Lettland die nächsten Kandidaten
für eine Konsolidierung bereitstehen
und auf investoren hoffen, die auch
die erlaubnis zum einstieg erhalten.

es ist richtig und wichtig,
dass eine Übernahme wie
bei ita durch Lufthansa
möglich bleibt.

stanford-ÖKonom im gEspräch

Hanno Lustig erklärt, warum
uS-Staatsanleihen zum
Problem werden können.
Wirtschaft, Seite 19

KaufEn odEr VErKaufEn

ein Makler verrät, was
eigentümer und Hauskäufer
aktuell beachten sollten.
Immobilien, Seite 20

Es hat sich ausgEtuppErt

Letzte Bestellungen werden
noch ausgeliefert. Dann ist
tupperware geschichte.
Unternehmen, Seite 22

N ach zwei Schrumpfungsjahren
ist die Sorge um die deutsche
Wirtschaft unter den Füh-
rungsspitzen des Landes wie-

der so groß wie zuletzt nach ausbruch
der Pandemie oder zu Beginn der Fi-
nanzkrise 2008. Mit einer wirtschaftli-
chen erholung rechnen die meisten frü-
hestens für das kommende Jahr, enorme
Hoffnungen verbinden sie mit einem re-
gierungswechsel hin zu einer von der
union geführten Koalition. Das zeigt das
neue elite-Panel, für das die Meinungs-
forscher aus allensbach im auftrag der
F.a.Z. und der Zeitschrift „Capital“ wie-
der 500 der ranghöchsten Führungskräf-
te aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung
telefonisch befragt haben.
Danach sind 85 Prozent der Befragten

stark oder sehr stark beunruhigt über
die ökonomische Lage insgesamt. noch
größer ist ihre Sorge über die schwierige
Lage der deutschen autoindustrie, die
mit der transformation zur elektromo-
bilität schwer zu kämpfen hat und we-
gen vieler gefährdeter arbeitsplätze öf-
fentlich besonders im Blick steht. Vier
von fünf Führungsspitzen des elite-Pa-
nels rechnen mit einer langfristigen
Schrumpfung der Branche. Mehr als die
Hälfte hält Subventionen für nötig, da-
mit elektroautos in der Bevölkerung ak-
zeptiert werden.
als wichtigste ursache für die einbu-

ßen an wirtschaftlicher Wettbewerbsfä-
higkeit rangieren für die entscheider
„politische Maßnahmen“ – weit vor
mangelnder innovationskraft, arbeits-
kräftemangel oder Schwächen der Wirt-
schaftsstruktur. entsprechend schlecht
fällt das Zeugnis für den grünen Bun-
deswirtschafts- und -klimaminister aus:
nicht einmal jeder fünfte Befragte fin-
det, dass robert Habeck in den vergan-
genen drei Jahren gute arbeit geleistet
hat. Diese einschätzung erklärt, warum
die überwältigende Mehrheit des Panels
die vorgezogene Bundestagswahl am 23.
Februar mit Hoffnungen verknüpft: 85
Prozent der Führungsspitzen glauben,
dass sich durch einen regierungswech-
sel die Chancen auf eine wirtschaftliche
erholung verbessern werden. in der Be-
völkerung erwartet das zwar nur knapp
die Hälfte, aber auch dies sei ein bemer-

kaners Donald trump wird heiß und
überwiegend kritisch diskutiert. Kein
Wunder: trump droht mit hohen Zöllen,
fordert mehr als eine Verdoppelung der
Verteidigungsausgaben der nato-Länder
und attackiert die Klimapolitik heftig.
auch im elite-Panel gibt es weniger
Hoffnung als zu Beginn der ersten Präsi-
dentschaft, dass sich trump mäßigen
werde. Dennoch mahnen die Führungs-
spitzen zu weniger „trump-Bashing“ in
Deutschland. Vor allem die befragten
unternehmer und Manager, aber auch
die Hälfte der Politiker sind der ansicht,
es werde hierzulande zu viel Kritik an
trump geübt. Man solle sich lieber darauf
konzentrieren, mit der neuen uS-regie-
rung gut auszukommen.
Der rat zu mehr gelassenheit speist

sich aus der erwartung, dass in der neuen
trump-regierung – bei allen risiken –
„auch Chancen“ liegen. Mit 64 Prozent ist
der Optimismus unter den eliten zehn
Punkte größer als zu Beginn der ersten
trump-regierung. Fast die Hälfte der
entscheider glaubt diesmal, zumindest
die amerikanische Wirtschaft könne von
trump auch profitieren. Der deutschen
Wirtschaft werde trump zwar schaden,
aber wohl nicht sehr stark, lautet der te-
nor. So befürchten 30 Prozent der befrag-
ten Manager zwar negative Folgen für ihr
unternehmen durch mögliche Zölle, al-
lerdings nur 14 Prozent „starke auswir-
kungen“. immerhin 44 Prozent der Wirt-
schaftsspitzen trauen dem tech-Milliar-
där elon Musk, trump-Beauftragter für
den abbau von Bürokratie, zu, dass ihm
diese aufgabe gelingt. und bemerkens-
wert zuversichtlich zeigen sich die Füh-
rungsspitzen alles in allem, dass die deut-
sche Wirtschaft trotz der weltweit nicht
nur durch trump zunehmenden Handels-
konflikte erfolgreich bleiben kann. Vier
von fünf entscheidern bauen auf die Stär-
ke der deutschen unternehmen.
Das elite-Panel ist die am prominentes-

ten besetzte umfrage europas. Diesmal
waren unter den 500 vom institut für De-
moskopie allensbach im auftrag von
F.a.Z. und „Capital“ kurz vor dem Jahres-
wechsel befragten entscheidern 334 Vor-
stände, geschäftsführer und unterneh-
mer, 116 Spitzenpolitiker und 50 Spitzen-
beamte. (Weitere Beiträge Seite 19.)

kenswert hoher Wert, sagt allensbach-
Chefin renate Köcher. Denn viele Bür-
ger trauten sich kein urteil zu.

Hoher Erwartungsdruck
auf der Union

Die Meinungsforscherin verweist auf den
„ungeheuren erwartungsdruck“, der sich
damit auf die union und ihren Kanzler-
kandidaten Friedrich Merz aufbaut. in
Merz sah die Mehrheit der Wirtschafts-
entscheider schon in der umfrage im
Sommer 2024 einen geeigneteren Kanz-
ler als amtsinhaber Olaf Scholz (SPD).
Mittlerweile favorisieren ihn nicht nur
die Wirtschaftsspitzen fast einmütig,
auch rund die Hälfte der politischen eli-
ten des Panels würde den Herausforderer
Merz dem noch regierenden Kanzler
Scholz vorziehen. Dass die union an der
nächsten Bundesregierung beteiligt sein
soll, wünschen sich überdies 80 Prozent
des elite-Panels.

Wirtschaft träumt weiter
von Schwarz-Gelb

in der Wunschliste der Parteien, die nach
der Wahl mitregieren sollten, hält die FDP
mit 30 Prozent den zweiten Platz vor grü-
nen (19) und SPD (18). Damit sei die
unterstützung für die FDP jedoch nicht
mehr so groß wie sonst unter den ent-
scheidern, erläutert Köcher. Denn das eli-
te-Panel besteht zu rund zwei Dritteln aus
unternehmern und Spitzenmanagern, die
traditionell eher der FDP zuneigen. Daher
sagen auch jetzt 63 Prozent der Befragten,
ihnen sei es wichtig, dass die FDP, die ak-
tuell in umfragen meist unter vier Prozent
liegt, wenigstens wieder in den Bundestag
komme. Die Wunschkoalition der Wirt-
schaft wäre, wenig verwunderlich,
Schwarz-gelb, mit größerem abstand
folgt Schwarz-grün noch vor der rück-
kehr einer großen Koalition.
Die politischen entscheider würden

dagegen eine große Koalition bevorzu-
gen, allerdings rangiert auch diese nur
knapp vor den anderen beiden Kombina-
tionen. „Die FDP ist in teilen schon ab-
geschrieben“, befürchtet Köcher. Das
Problem liege darin, dass fast das gesam-
te Potential der FDP gleichzeitig den

unionsparteien gehöre. Die hohe Über-
deckung bedeutet, dass beide im selben
Wählerfeld schöpfen. Mit Blick auf die
Schwäche der FDP halten es daher fast
90 Prozent der entscheider für unver-
nünftig, eine Koalition zwischen union
und grünen auszuschließen, wie CSu-
Chef Markus Söder vehement fordert.
in den Chefetagen verspricht man

sich von einem regierungswechsel ein
Programm zur Stärkung der Wirtschaft.
allem voran sollte Bürokratie abgebaut
werden (86), gefolgt von einer umfas-
senden Steuerreform (59), dem abbau
von Lohnnebenkosten (50) und einer
ausweitung der arbeitszeit (37). eine
rasche Verbesserung der rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft hält die große
Mehrheit des Panels tatsächlich für
möglich, auch wenn die Skepsis gerade
mit Blick auf schnelle Fortschritte bei
dem als besonders wichtig erachteten
abbau von Bürokratie groß bleibt.
Die ampelkoalition ist letztlich am

Streit über den Bundeshaushalt geschei-
tert. SPD undgrüne wollten die Schulden-
bremse lockern, ummehrgeld für Subven-
tionen, infrastruktur und Verteidigung zu
bekommen, ohne dafür abstriche an der
Sozialpolitik zu machen. Die FDP hat die
Schuldenbremse hart verteidigt und gefor-
dert, aufgaben nach Dringlichkeit und an-
gepasst an das finanziell Machbare zu erle-
digen. Die Debatte, ob die Schuldenbrem-
se einer guten Zukunft des Landes imWeg
steht, birgt im Wahlkampf weiter Zünd-
stoff. Bisher schließt auch die union eine
aufweichung der Schuldenbremse aus.
Dennoch stützen die von allensbach be-
fragten entscheider hier mehrheitlich die
Position von SPD und grünen: eine re-
form der Schuldenbremse halten zwei
Drittel des Panels für notwendig. eine hö-
here Verschuldung sollte aus ihrer Sicht
aber vor allem zurModernisierung der inf-
rastruktur und zur Stärkung der Verteidi-
gungsfähigkeit ermöglicht werden.

Eliten fordern weniger
„Trump-Bashing“

Für große unruhe sorgt auch im deut-
schen Wahlkampf der Montag bevorste-
hende Machtwechsel im Weißen Haus.
Die zweite Präsidentschaft des republi-

Höchst beunruhigt durch die Wirtschaftslage setzen die Führungsspitzen
auf Kanzlerkandidat Merz und die union. ein regierungswechsel werde die
aufschwungchancen verbessern. Mit trumps amtsantritt verbinden sie

mehrheitlich auch Chancen. Das neue elite-Panel.
Von Heike Göbel, Frankfurt

Eliten hoffen auf
Regierungswechsel

Wie sehr beunruhigt Sie die derzeitige
wirtschaftliche Lage?
Wie sehr beunruhigt Sie die derzeitige
wirtschaftliche Lage?

Wie beurteilen Sie die Bilanz von
Robert Habeck als Wirtschaftsminister?
Wie beurteilen Sie die Bilanz von
Robert Habeck als Wirtschaftsminister?

Verbinden Sie mit der (erneuten)
Präsidentschaft Trumps auch Chancen?
Verbinden Sie mit der (erneuten)
Präsidentschaft Trumps auch Chancen?

Wen würden Sie als Bundeskanzler vor-
ziehen: Olaf Scholz oder Friedrich Merz?
Wen würden Sie als Bundeskanzler vor-
ziehen: Olaf Scholz oder Friedrich Merz?

Teilen sie die Ansicht, dass in Deutschland
zu viel Kritik an Trump geübt wird?
Teilen sie die Ansicht, dass in Deutschland
zu viel Kritik an Trump geübt wird?

Die neue Regierung steht ja vor großen Herausforderungen. In welchen Bereichen
lassen sich unter einer neuen Regierung rasch Fortschritte erzielen?
Die neue Regierung steht ja vor großen Herausforderungen. In welchen Bereichen
lassen sich unter einer neuen Regierung rasch Fortschritte erzielen?

Welche Koalition wünschen Sie sich
für die nächste Legislaturperiode?
Welche Koalition wünschen Sie sich
für die nächste Legislaturperiode?

Repräsentative Befragung (zwischen dem 27.11. und dem 20.12.2024) von 500 Führungsspitzen aus Wirtschaft (67 Prozent), Politik (23 Prozent) und Verwaltung (10 Prozent); darunter: 92 Vorstände von Unternehmen mit mehr als 20.000 Beschäftigten, 20 Minister und
Ministerpräsidenten und 30 Leiter von Bundes- und Landesbehörden. Angaben gerundet; z.T. Rest zu 100 Prozent: weiß nicht, keine Angaben, Sonstige. Quelle: F.A.Z.-Capital-Elite-Panel / Institut für Demoskopie Allensbach/Fotos dpa/ F.A.Z.-Grafik Brocker

Friedrich Merz

Olaf Scholz

Unentschieden

Donald Trump

Sollte man an der Schuldenbremse
festhalten oder sie reformieren?
Sollte man an der Schuldenbremse
festhalten oder sie reformieren?

Glauben Sie, dass sich durch einen
Regierungswechsel die Chancen auf
eine wirtschaftliche Erholung verbessern?

Glauben Sie, dass sich durch einen
Regierungswechsel die Chancen auf
eine wirtschaftliche Erholung verbessern?

Dürfte es unter Trump zu einem raschen
Ende des Ukrainekriegs kommen?
Dürfte es unter Trump zu einem raschen
Ende des Ukrainekriegs kommen?

Wie wird sich die Präsidentschaft
Trumps auf die Wirtschaft auswirken?
Wie wird sich die Präsidentschaft
Trumps auf die Wirtschaft auswirken?
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Ökonomische Kräfteverhältnisse (I)

F I G U R E  2
Income and wage inequality in world regions

Source: World Inequality Database (WID), 2024

Yet growth in the EU has been slowing, driven by weakening productivity growth, calling into question 
Europe’s ability to meet its ambitions. The EU has set out a range of ambitions – such as achieving high levels of 
social inclusion, delivering carbon neutrality and increasing geopolitical relevance – which depend on maintaining 
solid rates of economic growth. However, EU economic growth has been persistently slower than in the US over the 
past two decades, while China has been rapidly catching up. The EU-US gap in the level of GDP at 2015 prices02 
has gradually widened from slightly more than 15% in 2002 to 30% in 2023, while on a purchasing power parity (PPP) 
basis a gap of 12% has emerged [see Figure 3]. The gap has widened less on per capita basis as the US has seen 
faster population growth, but it is still significant: in PPP terms, it has risen from 31% in 2002 to 34% today. The main 
driver of these diverging developments has been productivity. Around 70% of the gap in per capita GDP with US at 
PPP is explained by lower productivity in the EU [see Figure 4]. Slower productivity growth has in turn been asso-
ciated with slower income growth and weaker domestic demand in Europe: on a per capita basis, real disposable 
income has grown almost twice as much in the US as in the EU since 2000.

F I G U R E  3
GDP evolution 
2015 reference levels, in EUR trillion

Source: OECD, 2024.

02. The value of the gap in GDP in any given year is only indicative. It should not be viewed as an exact estimate as price 
deflators and purchasing power adjustments are imperfect. When comparing GDP developments across countries, the 
price deflator and exchange rate have an important effect on results. Depending on the objective of the comparison, one 
or the other indicator may be more relevant. GDP at current prices offers insights into market value, GDP at constant prices 
into volume growth, while purchasing power adjustment allows a comparison from the consumer perspective.
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Quelle: Draghi-Report 

1. The starting point: 
a new landscape for Europe
Europe has the foundations in place to be a highly competitive economy. The European model combines an 
open economy, a high degree of market competition and a strong legal framework and active policies to fight poverty 
and redistribute wealth. This model has allowed the EU to marry high levels of economic integration and human 
development with low levels of inequality. Europe has built a Single Market of 440 million consumers and 23 million 
companies, accounting for around 17% of global GDP [see Figure 1], while achieving rates of income inequality that 
are around 10 percentage points below those seen in the United States (US) and China, according to some measures 
[see Figure 2]. At the same time, the EU’s approach has delivered outstanding outcomes in terms of governance, 
health, education and environmental protection. Of the world’s ten top-scoring countries for the application of the 
rule of law, eight are EU Member Statesi. Europe leads the US and China in terms of life expectancy at birth and low 
infant mortalityii. Europe’s education and training systems deliver strong educational attainment, with a third of adults 
having completed higher educationiii. The EU is also the world leader in sustainability and environmental standards 
and progress towards the circular economy, backed by the most ambitious global targets for decarbonisation, and 
can benefit from the largest exclusive economic zone in the world, covering 17 million square kilometres, 4 times the 
EUs land surface01.

F I G U R E  1
Share of World GDP 
GDP at current prices, 2023

Source: IMF, 2024

01. The Exclusive Economic Zones (EEZs) are sea zones prescribed by the United Nations Convention on the Law of the Sea, 
extending up to 200 nautical miles from the coast of a country, within which the state has the rights to explore and exploit 
maritime resources. Leveraging this vast maritime area will contribute to competitiveness, security and sustainability.
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1980 betrug der Anteil der EWG 

(„Europa der Sechs“) am globalen 

BIP in PPP 27,5%.

2023 betrug er (in PPP) 14,7%.

   



in Wechselkursparität in Kaufkraftparität
1 USA 27.361 1 China 34.644
2 China 17.795 2 USA 27.361
3 Deutschland 4.456 3 Indien 14.537
4 Japan 4.213 4 Russland 6.452
5 Indien 3.550 5 Japan 6.252
6 Großbritannien 3.340 6 Deutschland 5.858
7 Frankreich 3.031 7 Brasilien 4.455
8 Italien 2.255 8 Indonesien 4.333
9 Brasilien 2.174 9 Frankreich 4.169
10 Kanada 2.140 10 Großbritannien 4.026
11 Russland 2.021 11 Türkei 3.767
12 Mexiko 1.789 12 Italien 3.453
13 Australien 1.724 13 Mexiko 3.289
14 Korea Rep. 1.713 14 Korea Rep. 2.794
15 Indonesien 1.371 15 Kanada 2.469

BIP der 15 größten Volkswirtschaften - in Wechselkurs- & Kaufkraftparität 202 
 (in tsd. Mrd. USD, lfd. Preise)

Ökonomische Kräfteverhältnisse (II)

Quelle: World Bank. Data Bank; abgerufen 25.10.2024



The World in 2050   

The long view: how will the global economic order change by 2050? 
PwC  Page 4 of 72 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                            2016    2050 

China 1 1 China 

US 2 2 India 

India 3 3 US 

Japan 4 4 Indonesia 

Germany 5 5 Brazil 

Russia 6 6 Russia 

Brazil 7 7 Mexico 

Indonesia 8 8 Japan 

UK 9 9 Germany 

France 10 10 UK 

Emerging markets will dominate the 
world’s top 10 economies in 2050 (GDP at 
PPPs) 

Vietnam, the Philippines and Nigeria could 
make the greatest moves up the rankings 
by 2050  

E7 economies  G7 economies 

Vietnam Philippines Nigeria 
2016 

2050 

20th  

up 12 places 

up 9 places 

up 8 places 

5.1% 4.3
% 

4.2% 

19th  

14th  

Average annual GDP growth rate, 2016-2050 

32nd 28th  22nd  

The US and Europe will steadily lose 
ground to China and India 

Global economic power will shift to the E7 
economies 

E7 
were  
half  

the size of G7 

E7 

were 
around the 

same 
 size as 

G7 

E7 
could be 
double  

the size of  
G7 

China 
18% US 

16% EU27 
15% 

India 
7% 

Share of world GDP (PPPs) from 2016 to 2050… 

12% 
9% 

15% 

In… 

1995 

2015 
By… 

And in just 
25 years… 

2040 

Sources: IMF for 2016 estimates, PwC analysis for projections to 2050  

2016 

20% 

2050 
G7: US, UK, France, Germany, Japan, Canada and Italy  
E7: China, India, Indonesia, Brazil, Russia, Mexico and Turkey 

Ökonomische Kräfteverhältnisse (III)
 

Langfristiger Anteil an globalem BIP 2050 (in KKP)

Quelle; Price Waterhouse Cooper (2017)
 The long view: how will the global economic order change by 2050

Verlagerung  des  
  Schwerpunkts 
    der Weltwirtschaft:
      weg vom 
        transatlantischen Raum
          hin nach Asien.



Draghi-Report

„Es ist eine Tatsache, dass Europa abgehängt ist.“ 
                                                                       Christine Lagarde; Le Monde, 1.11.2024

„This is an existential challenge“.

„Never in the past has the scale of our countries appeared so 
small and inadequate relative to the size of the challenges.“

„The only way to become more productive is for Europe to 
radically change.“



Drei Hauptgründe für Verlust an Wettbewerbsfähigkeit

•Energiekrise

•Abgehängt bei Digitalisierung, KI, Innovation 

•Geopolitisch bedingt: Backfiring Sanktionen 



Rezepte

•   Innovations- und Investitionsoffensive (u.a. 800 Mrd.-Paket)

• Vollendung des Binnenmarkts und der Kapitalmarktunion 

• Massiver Ausbau der Rüstungsindustrie



Und was sagt sie dazu?

„Wir werden 
auf unsere gesamte Politik 
durch die Brille der
Sicherheitspolitik sehen.“ 

 Von der Leyen displays her dressage skills at the International 
Dressage and Jumping Festival in Verden, Germany, on Aug. 
4, 2007. Sean Gallup/Getty Images



Back 
to the
future

Corona-Pandemie

Kommt die nächste 
Euro-Krise?

Ab Seite 44
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Wie weiter?



Vielen Dank  

            für die 

Aufmerksamkeit


